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Steuerabzug vermindern und vermeiden 
Teil 1 Sparerfreibetrag und Freistellungsauftrag 

 
Von Rudolf Schollmaier 

 

Seit dem Jahr 2009 gilt in Deutsch-

land für die Einkünfte aus Sparzinsen 

und anderen Kapitalerträgen ein er-

mäßigter Steuersatz von 25 Prozent. 

Rechnet man den Solizuschlag und 

die Kirchensteuer hinzu, steigt der 

Steuersatz auf 28 Prozent. Das ist ein 

enormer Steuervorteil für Sparer und 

Vermögende, weil die Einkommens-

teuer auf andere steuerpflichtige Ein-

künfte, wie Arbeitslohn, Renten, 

Mieteinkünfte oder gewerbliche Ein-

künfte bis zu 45 Prozent beträgt. Eine 

weitere Neuerung ist dabei, dass 

grundsätzlich ein endgültiger Steuer-

abzug an der Quelle, also regelmäßig 

bei der Bank oder Sparkasse, erfolgt. 

Endgültig heißt, dass die Kapitalerträ-

ge grundsätzlich nicht mehr durch die 

Einkommensteuererklärung ge-

schleust werden müssen, sondern die 

Besteuerung durch den Steuereinbe-

halt endgültig erledigt ist. 

In der Praxis fällt auf, dass von Steu-

erbürgern, oft aus Unkenntnis, Fehler 

begangen werden. 

Fehlender Freistellungsauftrag: Jedem 

Steuerbürger steht jährlich ein Sparer-

pauschbetrag von 801 Euro zu. Bei 

Verheirateten verdoppelt sich der 

Betrag auf 1.602 Euro. Bis zu diesem 

Betrag werden beispielsweise für 

Einnahmen aus Sparzinsen oder Divi-

denden keine Steuern fällig. Es sollte 

daher der Bank oder Sparkasse ein 

sogenannter Freistellungsauftrag auf 

besonderem Vordruck erteilt werden. 

Mit diesem Freistellungsauftrag erteilt 

der Sparer seiner Bank oder Sparkasse 

die Anweisung, bis zu dem im Frei-

stellungsauftrag genannten Sparer-

pauschbetrag keine Abgeltungsteuer 

einzubehalten. Dabei kann der Spa-

rerpauschbetrag auch auf verschiede-

ne Banken oder Sparkassen verteilt 

werden. Es ist dabei nur zu beachten, 

dass die Summe von 801 Euro, bzw. 

1.602 Euro insgesamt nicht über-

schritten wird. Durch die Erteilung 

des Freistellungsauftrages erreicht der 

Sparer, dass ihm nur dann Abgeltung-

steuer von seinen Erträgen einbehal-

ten wird, wenn sein Sparerpauschbe-

trag überschritten wird. 

Der Freistellungsauftrag muss vor 

Beginn eines Kalenderjahres erteilt 

werden, damit er für das gesamte fol-

gende Jahr Gültigkeit hat. Wer die 

Erteilung des Freistellungsauftrags 

versäumt, kann die deswegen zu viel 

einbehaltene Abgeltungsteuer nur 

durch Abgabe einer Einkommensteu-

ererklärung vom Finanzamt zurück 

erhalten.  

Beträgt das zu versteuernde Einkom-

men eines Steuerbürgers nicht mehr 

als jährlich 8.820 Euro, bzw. bei Ver-

heirateten nicht mehr als 17.640 Euro, 

fällt keine Einkommensteuer an. 

Müsste nun wegen des versäumten 

Freistellungsauftrages eine Einkom-

mensteuererklärung abgegeben wer-

den, bedeutete dies für den Betroffe-

nen einen zusätzlichen Aufwand. Die-

ses Prozedere wäre bei rechtzeitiger 

Erteilung eines Freistellungsauftrages 

an die Bank oder Sparkasse vermeid-

bar gewesen. 

Oder anders: Wer Kapitaleinkünfte 

von mindestens 801 Euro hat, keinen 

Freistellungsauftrag erteilt und auch 

keine Einkommensteuererklärung 

abgibt, verschenkt jedes Jahr rund 200 

Euro (800 Euro x 25 Prozent Abgel-

tungsteuersatz), Verheiratete ver-

schenken den doppelten Betrag. 

Im zweiten Teil dieses Artikels wird 

über weitere Möglichkeiten zur Ver-

meidung und Minimierung von Steu-

erabzügen berichtet. 
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